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Editorial 

  Mit gutem Beispiel voran: „Mittelstandsinitiative 
Energiewende und Klimaschutz“ tritt in neue 
Phase 

BMU und DIHK beschreiten 
weiter gemeinsamen Weg 

Deutschland steht beim Klimaschutz vor enormen Herausforderungen, 
die Politik und Wirtschaft nur gemeinsam bewältigen können. Positiv 
stimmt, dass immer mehr Unternehmen mit gutem Beispiel vorange-
hen. Unterstützt werden sie hierbei durch die vom Bundesumweltmi-
nisterium (BMU) geförderte und vom DIHK umgesetzte gemeinsame 
„Mittelstandsinitiative Energiewende und Klimaschutz“. Seit 2013 initi-
iert die Initiative bundesweit Projekte und Veranstaltungen. Auf diesem 
Weg werden kleine und mittlere Betriebe in Industrie, Gewerbe und 
Handwerk nachhaltig für die Themen Energieeffizienz und Klimaschutz 
sensibilisiert. Das deutschlandweite IHK-Netzwerk bietet den Unter-
nehmen Beratung und Unterstützung direkt vor Ort. 

Die erfolgreiche Zusammenarbeit wird auch in den kommenden drei 
Jahren fortgeführt. Drei große Themenbereiche stehen in der neuen 
Phase der Mittelstandsinitiative auf der Agenda: Digitalisierung, Mobi-
lisierung und Qualifizierung.  

Ausgehend von einer Hemmnis- und Umsetzungsanalyse werden mit-
tels Klimaschutzcoachings die Themen „digitale Klimaberichterstat-
tung“ und „EMAS“ (Eco-Management and Audit Scheme) in Unterneh-
men vorangetrieben. Speziell kleine und mittlere Unternehmen sollen 
dazu befähigt werden, eigene Energie- und Ressourcenverbräuche zu 
erfassen und sich kontinuierlich zu verbessern. 

Durch den Ausbau der Qualifizierung „Betriebliches Mobilitätsmanage-
ment“ und die Einführung von Mobilitätstestwochen werden für Unter-
nehmen neue Anreize geschaffen, zukünftig verstärkt auf nachhaltige 
Mobilität zu setzen. Ganz konkret können Unternehmen für einen be-
grenzten Zeitraum über die regionalen IHKs kostenfrei Elektrofahrzeuge 
und -fahrräder leihen und so nachhaltige Mobilität im eigenen Unter-
nehmensalltag testen. 

Und auch die „Energie-Scouts“ werden weiter begleitet. Auszubildende 
werden geschult, wie sie in ihrem Unternehmen Klimaschutzprojekte 
umsetzen. Mehr als 6.000 Auszubildende haben in diesem Rahmen be-
reits Projekte in Unternehmen entwickelt. Zukünftig werden Klima-
schutztage gemeinsam mit Berufsschulen in den Regionen durchge-
führt, um noch mehr Auszubildende für den Klimaschutz zu sensibili-
sieren.  

Die Mittelstandsinitiative hat sich als erfolgreiches Instrument erwie-
sen, um das Thema Klimaschutz in Unternehmen stärker zu verankern. 
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Das Motto für die neue Phase lautet: An bisherige Erfolge anknüpfen 
und neue Chancen nutzen. Auch zukünftig wird die Mittelstandsinitia-
tive den Unternehmen mit Informationen, Qualifizierungen und als 
kompetenter Ansprechpartner zur Seite stehen. 

Die gemeinsame Initiative wird getragen von den vier Partnern Bundes-
umweltministerium, Bundeswirtschaftsministerium, DIHK und ZDH. (sh) 

 

Europa 

  Strompreiskompensation: DIHK nimmt Stellung 
zur Neuauflage der EU-Regeln 

DIHK: Bedeutung wird  
steigen 

Der DIHK hat im Rahmen einer öffentlichen Konsultation zur Novellie-
rung der EU-Regeln für die Kompensation indirekter Kosten des EU-
Emissionshandels Stellung bezogen.   

Die DIHK-Empfehlungen in aller Kürze: 

− Die Strompreiskompensation sollte nach dem Jahr 2020 fortge-
führt und ausgeweitet werden. 

− Alle aufgrund indirekter ETS-Kosten Carbon-Leakage-gefährdete 
Sektoren sollten in Zukunft von der Strompreiskompensation pro-
fitieren. Hierzu sollte eine Anpassung der Bewertungskriterien für 
die Aufnahme auf die Liste der kompensationsberechtigten Sekto-
ren geprüft werden. 

− Indirekte Kosten des ETS sollten vollumfänglich kompensiert wer-
den. Die Degression sollte abgeschafft werden. Stattdessen sollte 
mindestens die in der dritten Handelsperiode des ETS höchstmög-
liche Beihilfeintensität von 85 % in der vierten Handelsperiode 
durchgehend gelten. 

− Die Strompreiskompensation sollte weder gedeckelt noch auf EU-
Ebene vergemeinschaftet werden. 

Hintergrund 

Innerhalb des Europäischen Emissionshandels (ETS) ist es den Mit-
gliedsstaaten erlaubt, Strompreissteigerungen, die durch die CO2-Kos-
ten verursacht werden, zu kompensieren. Empfänger solcher Kompen-
sationszahlungen sind bestimmte Wirtschaftszweige der energieinten-
siven Industrie, die im internationalen Wettbewerb stehen und höhere 
Strompreise nicht an ihre Kunden weitergeben können. Es handelt sich 
entsprechend der Beihilfeleitlinien vornehmlich um Unternehmen aus 
den Bereichen Rohstoffgewinnung und Grundstoffe (Herstellung von 
Aluminium, Blei, Zink, Zinn, Kupfer, Chemikalien, Papier, Chemiefasern, 
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Düngemittel etc.). Branchen wie die Zementindustrie oder die mine-
ralöverarbeitende Industrie bleiben bisher unberücksichtigt. 

Deutschland macht von dieser Möglichkeit zur Kompensation seit 2013 
Gebrauch. Der Gesetzgeber hat entschieden, hierfür höchstens 500 
Millionen Euro jährlich zur Verfügung zu stellen. Für das Abrechnungs-
jahr 2016 haben 326 Unternehmen mit 902 Anlagen eine Strompreis-
kompensation mit einem Volumen von 289 Millionen Euro erhalten. 

Die Kompensation indirekter Kosten des ETS (sog. Strompreiskompensa-
tion) ist auch in der novellierten Emissionshandelsrichtlinie vorgesehen 
und wird daher auch in der 4. Handelsperiode (2021 - 2030) möglich 
sein. 

Die EU-Kommission plant jedoch, den beihilferechtlichen Rahmen an-
zupassen. Denn die "Leitlinien für bestimmte Beihilfemaßnahmen im 
Zusammenhang mit dem System für den Handel mit Treibhausgaszerti-
fikaten nach 2012" laufen Ende des Jahres 2020 aus. 

Die Europäische Kommission hat hierzu Ende 2018 einen Fahrplan ver-
öffentlicht. Die endgültigen Leitlinien für die Zeit nach 2020 sollen 
dann im 3. Quartal 2020 verabschiedet werden. (JSch) 

 

  Energiesteuern: EU-Kommission will Mehrheits-
entscheidungen 

Noch kein konkreter  
Vorschlag 

Die Europäische Kommission schlägt in einer Mitteilung vom 9. April 
vor, EU-Gesetze zu Energiesteuern zukünftig mit qualifizierter Mehr-
heit zu verabschieden. Eine solche Änderung des Entscheidungsprozes-
ses müsste von den Mitgliedsstaaten einstimmig gebilligt werden. 

Die EU-Kommission begründet ihren Vorschlag mit einer Inkohärenz 
zwischen den klima- und energiepolitischen Zielen der EU und den eu-
roparechtlichen Vorgaben im Bereich der Energiesteuern. Die Brüsseler 
Behörde vertritt die Auffassung, dass die Energiesteuer-Richtlinie aus 
dem Jahr 2003 nicht ausreichend zur Minderung der Treibhaus-
gasemissionen beitrüge. Reformversuche seien aufgrund der notwendi-
gen Einstimmigkeit im Rat bisher gescheitert.  

Die Kommission empfiehlt daher in ihrer Mitteilung, von Artikel 192 
Absatz 2 des Vertrags zur Arbeitsweise der Europäischen Union Ge-
brauch zu machen. Dieser sieht vor, dass die Mitgliedsstaaten im Rat 
auf Vorschlag der EU-Kommission entscheiden können, bei steuer-
rechtlichen Regelungen, die dem EU-Ziel des Umweltschutzes dienen, 
vom Einstimmigkeitsprinzip abzuweichen und stattdessen mit qualifi-
zierter Mehrheit zu entscheiden.  
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Einen konkreten Vorschlag für solch einen Rückgriff auf die durch den 
Vertrag von Lissabon eingeführte "Passerelle-Regelung" hat die EU-
Kommission nicht unterbreitet. Diese Entscheidung wird die nächste 
EU-Kommission, die nach der Europawahl ernannt wird, treffen. Es ist 
unwahrscheinlich, dass ein solcher Vorschlag vom Rat gebilligt würde.  

Die Europäische Kommission hatte im Jahr 2011 vorgeschlagen, die in 
der Energiesteuer-Richtlinie vorgesehene Besteuerung von Energieträ-
gern im Sinne einer CO2-Bepreisung stärker an deren CO2-Gehalt aus-
zurichten. Im Rat wurde der notwendige Konsens nicht erreicht, wes-
halb die EU-Kommission den Reformvorschlag 2015 wieder zurückge-
zogen hat. (JSch) 

 

 
 

Energieunion: EU-Kommission zieht positive Bi-
lanz 

Grundlegende Ziele werden 
erreicht 

Die Europäische Union wird ihre grundlegenden energie- und klimapo-
litischen Ziele nach Ansicht der Europäischen Kommission erreichen. In 
ihrem am 9. April 2019 veröffentlichten "Bericht zur Lage der Energie-
union" unterstreicht die Brüsseler Behörde, dass die EU auf einem gu-
ten Weg sei, ihr Treibhausgasminderungsziel für das Jahr 2020 einzu-
halten. So wurden die Emissionen zwischen 1990 und 2017 um 22 % 
reduziert.  Ziel ist eine 20 %-Reduktion. Im gleichen Zeitraum ist das 
Bruttoinlandsprodukt der EU um 58 % gestiegen. Die EU-Kommission 
betont, dass in allen Sektoren, mit Ausnahme des Transportsektors, ein 
Rückgang der Emissionen zu verzeichnen sei. 

Das europäische Energieeffizienzziel für das Jahr 2020 könnte ohne zu-
sätzliche Anstrengungen hingegen verfehlt werden. Aufgrund der käl-
teren Wetterjahre 2015 und 2016, sowie des konjunkturellen Auf-
schwungs und niedrigen Ölpreisen sei der Energieverbrauch in der EU 
seit dem Jahr 2015 wieder gestiegen. Die EU will ihren Primärenergie-
verbrauch bis 2020 um 20 % senken. 

Das Ziel einer Steigerung des Anteils der erneuerbaren Energien am En-
denergieverbrauch der EU auf 20 % bis 2020 wird voraussichtlich er-
reicht. Im Jahr 2017 lag die Quote bei 17,5 %. Im Strombereich betrug 
der Anteil EU-weit 30,8 %, im Bereich Wärme und Kälte 19,5 % und im 
Transportsektor 7,6 %. 

11 Staaten, darunter Frankreich und das Vereinigte Königreich, könnten 
ihr 2020-Ziel nach Angaben der EU-Kommission verfehlen. Deutsch-
land gehört zu den Staaten, die auf dem Zielerreichungspfad liegen. 11 
Staaten haben ihr 2020-Ziel bereits übertroffen. Die Kommission for-
dert die Regierungen auf, die in der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie 

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/fourth-report-state-of-energy-union-april2019_en_0.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/fourth-report-state-of-energy-union-april2019_en_0.pdf
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vorgesehenen statistischen Transfers zwischen den Staaten in Betracht 
zu ziehen. 

Auch bezüglich der Integration der Energiemärkte sieht die Europäische 
Kommission gute Fortschritte. So seien die Großhandelsstrompreise 
zwischen 2010 und 2017 in der EU um 6,4 % gesunken. Dieser Preis-
rückgang spiegele sich jedoch aufgrund steigender Netzentgelte sowie 
Gebühren und Abgaben nicht in den Preisen für Endkunden wider. 
Letztere sind nach Angaben der Kommission zwischen 2010 und 2017 
für Haushaltskunden um 19,3 % und für Industriekunden um 8,7 % ge-
stiegen. Gebühren und Abgaben machen in der EU bis zu 40 % des 
Endkundenpreises aus. (JSch) 

 

 
 

Neue CO2-Grenzwerte für Pkw vom Rat verab-
schiedet 

Inkrafttreten nach Veröffent-
lichung im Amtsblatt 

Die neuen CO2-Flottengrenzwerte für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge 
wurden nach der informellen Einigung der Gesetzgeber im Dezember 
2018 und der Abstimmung im Parlament Ende März 2019 nun am 15. 
April endgültig durch den Rat bestätigt. Die CO2-Emissionen der Pkw-
Neuwagenflotten der Hersteller müssen bis 2030 um 37,5 % sinken. 

Am 27. März 2019 hatte bereits das Europäische Parlament die neue 
Verordnung endgültig verabschiedet. Sie tritt nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der EU in Kraft. Die deutsche Fassung der Verord-
nung können Sie hier abrufen. (JSch) 

 

 
 

Sustainable Finance: EU-Parlament legt Ver-
handlungsposition zur Taxonomie fest 

Keine „Brown-List“ Am 28. März 2019 hat das EU-Parlament seine Verhandlungsposition 
zur geplanten Taxonomie verabschiedet. Darin verzichtet das Parlament 
auf die Einführung einer "Brown List", die von der EU als nicht nach-
haltig bewertete Wirtschaftstätigkeiten aufführt. Die Taxonomie geht 
auf den Aktionsplan der EU-Kommission für ein nachhaltiges Finanz-
wesen vom März 2018 zurück. Der Plan soll erreichen, dass Investoren 
stärker als bisher in nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten investieren.  

Ebenso wie bereits der Umweltausschuss (ENVI) und der Wirtschafts-
ausschuss (ECON) in ihrem vorausgegangenen Bericht hat sich das Ple-
num des EU-Parlaments in seiner Position gegen Vorschläge der feder-
führenden Abgeordneten ausgesprochen, den Bewertungsrahmen der 
Taxonomie (Richtlinie zur Festlegung von Kriterien zur Bestimmung 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-6-2019-INIT/de/pdf
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0325_DE.pdf
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nachhaltiger Finanzprodukte und Wirtschaftstätigkeiten) auf alle wirt-
schaftlichen Tätigkeiten an Hand ihrer Umwelt- oder sozialen Auswir-
kungen zu erweitern. 

So haben die Parlamentarier in ihrer Verhandlungsposition letztlich da-
von abgesehen, sich für die Einführung einer sogenannten “Brown List“ 
umweltschädlicher Industrien auszusprechen. Stattdessen ist wie im 
Verordnungsvorschlag angelegt, eine positive “Green List“ vorgesehen. 
Darauf werden wirtschaftliche Tätigkeiten definiert, die als nachhaltig 
gelten sollen, insofern sie noch festzulegende Standards einhal-
ten. Letztere sollen als delegierte Rechtsakte (nach Ansicht des Parla-
ments in Form "harmonisierter Indikatoren") von der Europäischen 
Kommission bis Ende dieses Jahres erlassen werden. Konkrete Vor-
schläge für Indikatoren und Benchmarks erarbeitet aktuell eine techni-
sche Expertengruppe. Im Jahr 2021 soll die EU-Kommission nach An-
sicht der Parlamentarier eine Folgenabschätzung zur Einführung einer 
"Brown List" vorlegen.  

Bestimmte wirtschaftliche Tätigkeiten sollen nach Ansicht der EU-Par-
lamentarier von vornherein von der Aufnahme auf die "Green List" aus-
geschlossen werden. Hierzu zählt u. a. die Atomkraft sowie Maßnah-
men zur Effizienzsteigerung von Stromerzeugungsanlagen, die auf 
feste fossile Brennstoffe zurückgreifen. Dies beträfe vornehmlich Koh-
lekraftwerke. Zudem sollen auch Tätigkeiten, die zu "kohlenstoffinten-
siven Lock-in-Effekten" führen, nicht berücksichtigt werden. Die ge-
naue Bedeutung dieser Formulierung ist unklar. Die Anstrengungen von 
Sektoren, in denen sich die Mehrzahl der Unternehmen in einem Wan-
del hin zum nachhaltigen Wirtschaften befindet, sollen hingegen bei 
der Festlegung der Indikatoren in einer nicht weiter präzisierten Weise 
gewürdigt werden.  

Darüber hinaus sieht die Parlamentsposition vor, dass die Taxonomie 
grundsätzlich auf alle Finanzprodukte angewandt wird. Finanzmarktak-
teure dürfen hiervon nur in begründeten Fällen abweichen ("Opt-out"). 
Sie müssten beispielsweise nachweisen, dass die über ein Finanzpro-
dukt finanzierten Wirtschaftstätigkeiten die Erreichung der Nachhal-
tigkeitsziele nicht beachtlich beeinträchtigen. Die EU-Kommission hat 
ursprünglich vorgeschlagen, die Anwendung auf als "grün" ausgewie-
sene Finanzprodukte zu beschränken.   

Im nächsten Schritt muss nun der Rat seine Verhandlungsposition fest-
legen. Eine Einigung wird unter finnischer Ratspräsidentschaft im 2. 
Halbjahr erwartet. Anschließend finden die Verhandlungen um eine fi-
nale Verordnungsfassung zwischen EU-Kommission, EU-Parlament und 
Rat statt. (MH, JSch) 
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Umsetzung europäischer Umweltvorschriften: 
Überprüfungsbericht und Konsultation der EU-
Kommission 

In Deutschland Luftver-
schmutzung größte Heraus-
forderung 

Die EU-Kommission hat im April 2019 ihre zweite Überprüfung der 
Umsetzung der Umweltvorschriften veröffentlicht – darunter insgesamt 
28 Berichte zu den jeweiligen EU-Mitgliedsstaaten. Diese Berichte be-
leuchten den aktuellen Umsetzungsstand von europäischen Umwelt-
vorschriften auf jeweiliger nationaler Ebene und analysieren Ursachen 
möglicher nationaler Umsetzungsdefizite. Auch zieht die EU-Kommis-
sion damit eigene Schlussfolgerungen auf EU-Ebene. Die Überprüfung 
betrifft etwa die Politikbereiche Luftverschmutzung, Abfallvermeidung 
bzw. -Bewirtschaftung sowie Wasserwirtschaft. Hier sieht die EU-Kom-
mission jeweils großen Handlungsbedarf in zahlreichen EU-Mitglieds-
staaten. In den Bereichen Naturschutz und Klimawandel sei schon viel 
erreicht, gleichwohl müssten Anstrengungen verstärkt werden, so die 
diesbezügliche Mitteilung der EU-Kommission. 

Kommission sieht Luftverschmutzung in Deutschland kritisch  

Der Länderbericht für Deutschland bezeichnet die Luftverschmutzung 
weiterhin als eine der größten umweltpolitischen Herausforderungen. 
Mit dem Bericht spricht sich die EU-Kommission dafür aus, dass 
Deutschland “wirksame und rechtzeitige Maßnahmen zur Verringerung 
der Luftverschmutzung durch NO2 ergreifen“ sollte, etwa durch die 
weitere Reduzierung von Diesel-Pkw-Emissionen in Städten. “Gezielte 
und verhältnismäßige Zufahrtsbeschränkungen können ein wirksames 
Mittel sein“, so der Bericht der EU-Kommission. Auch solle Deutschland 
in den Augen der EU-Kommission weitere Maßnahmen zur Abfallver-
meidung und Wiederverwendung bzw. Recyclingförderung unterneh-
men, etwa im Hinblick auf Einwegkunststoff.  

Die Mitteilung der EU-Kommission zur Überprüfung der Umsetzung der 
Umweltvorschriften finden Sie hier. Den Länderbericht der EU-Kommis-
sion zu Deutschland finden Sie hier. (MH) 

 

 
 

Mögliche Beschränkung von Titandioxid: Ent-
scheidung erneut verschoben 

Neuer Anlauf voraussichtlich 
im Herbst 

In der letzten Sitzung des sogenannten REACH-Regelungsausschusses 
Mitte April 2019 ist es erneut zu keiner Entscheidung über eine mögli-
che Einstufung von Titandioxid im Rahmen der CLP-Verordnung 
((EG)1272/2008) gekommen. Eine weitere Entwicklung ist erst für den 
Herbst 2019 zu erwarten – potenziell im Rahmen eines „Delegierten 
Rechtsaktes“. Zuletzt hatte der REACH-Regelungsausschuss in seiner 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-1934_de.htm
http://ec.europa.eu/environment/eir/pdf/report_de_de.pdf
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außerplanmäßigen Sitzung am 7. März 2019 keine Einigung in der 
Frage erzielen können, ob Titandioxid im Rahmen der CLP-Verordnung 
als Krebsverdachtsstoff eingestuft werden soll. Zuvor war die Entschei-
dung bereits für die letzte Sitzung des Ausschusses im Februar 2019 
vorgesehen. Eine inhaltliche Tendenz des Verfahrens lässt sich aus 
Sicht des DIHK derzeit weiterhin nicht erkennen. (MH) 

 

Deutschland 

  EEG und Wind-auf-See-Gesetz novelliert 

NABEG als Energiesammel-
gesetz 2 

Neben den Fragen der Ausbaubeschleunigung wurden mit der Novelle 
des „Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz“ (NABEG) 
auch zahlreiche weitere energierechtliche Vorgaben geändert. Daher 
wird es in Berlin auch Energiesammelgesetz 2 genannt. Der DIHK hat 
die wichtigsten Änderungen zusammengefasst.  

EEG 

Im Rahmen der Drittstrommengenabgrenzung werden die erweiterten 
Schätzmöglichkeiten um ein Jahr verlängert. Erst ab 2021 darf dann 
nur noch im Ausnahmefall geschätzt werden. Zudem haben sich Union 
und SPD darauf verständigt, die Regelungen zum Messen und Schätzen 
zeitnah weiterzuentwickeln, um die bürokratische Belastung zu verrin-
gern. Der DIHK hat ein Merkblatt zur Drittstrommengenabgrenzung 
veröffentlicht. 

Die Regelungen zum Einspeisemanagement bei erneuerbaren Energien 
wurden ins EnWG überführt und geändert. Hierzu wird der DIHK noch 
gesondert informieren. 

Bei den PV-Ausschreibungen wird der Höchstwert von 8,91 Cent/kWh 
auf 7,5 Cent/kWh gesenkt. Einige Gebote der letzten Ausschreibungs-
runde hätten damit keinen Zuschlag erhalten. 

Das Umlageprivileg für KWK-Anlagen, die Strom ausschließlich auf Ba-
sis flüssiger Brennstoffe gewinnen, wird für eine Übergangszeit bis zum 
31.12.2022 gewährt. Dadurch sollen sie Zeit zur Umstellung ihrer Ge-
schäftsmodelle erhalten. 

PV-Anlagen, die zwischen dem 22.12.2018 und 31.01.2019 ans Netz 
gingen, erhielten keine EEG-Vergütung. Dies wurde korrigiert. 

Das Erfordernis einer BImSch-Genehmigung auch für sog. Bürgerener-
gie-Windparks im Rahmen der Ausschreibungen wurde auf alle Auktio-
nen bis einschließlich des 01.07.2020 ausgedehnt. Andernfalls hätten 
bei den technologieübergreifenden Ausschreibungen auch Projekte 
ohne diese Genehmigung teilnehmen können. 

https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/energie/energiewende/service/merkblatt-abgrenzung
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Wind-auf-See-Gesetz 

Es werden erstmalig die Begriffe Testfeld und Testfeldanbindungslei-
tungen eingeführt. Dies soll die Errichtung sog. Pilotwindanlagen er-
leichtern. 

Damit Testfelder im Küstenmeer ausgewiesen werden können, müssen 
die Länder diese in ihren Flächenentwicklungsplan aufnehmen und als 
solchen ausweisen. 

In zahlreichen weiteren Gesetzen und Verordnungen wurden vor allem 
redaktionelle Änderungen vorgenommen. Zudem wird die Bundesregie-
rung aufgefordert, bis Sommer sicherzustellen, dass KWK-Eigenversor-
gungsanlagen zwischen 1 und 10 MW nicht schlechter gestellt werden 
als andere Anlagen. (Bo) 

 

 
 

Sofortprogramm für Braunkohlereviere wird auf-
gelegt 

Noch keine finale Einigung 
auf Maßnahmengesetz 

Es ist ein erster Schritt, um die Strukturentwicklung in den Braunkoh-
lerevieren anzuschieben: Bund und die betroffenen Länder haben sich 
darauf verständigt, mithilfe eines Sofortprogramms von 260 Mio. Euro 
erste Projekte in den Revieren zu fördern. 240 Mio. Euro übernimmt der 
Bund. Diese Summe war bereits in den Haushaltsplanungen berück-
sichtigt.  

Bis Ende April sollen Eckpunkte des sog. Struktur-Stärkungsgesetzes für 
Kohleregionen vorliegen. Es wird sich Stand heute vorwiegend auf Pro-
jekte stützen, die als Anlage Teil des Abschlussberichts der Kommission 
Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung sind. Dabei geht es um 
Investitionen in Verkehrsanbindung, digitale Infrastruktur und Innova-
tionen vor Ort. 

Wie die langfristige Finanzierung des Strukturwandels in Höhe von 40 
Mrd. Euro so abgesichert werden kann, dass darüber nicht jedes Jahr 
bei der Aufstellung des Bundeshaushaltes neu debattiert wird, ist noch 
nicht klar. (Bo, MBe, Fl) 

 

 
 

Stiftung Umweltenergierecht legt FAQ zum 
EuGH-Urteil zum EEG 2012 vor 

Antworten zu BesAR, Einspei-
severgütung und Co. 

Die Stiftung Umweltenergierecht hat das Urteil des EuGH zum EEG 
2012 analysiert und ein Hintergrundpapier mit Fragen und Antworten 
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erstellt. Der DIHK hat die wichtigsten Aussagen für Sie zusammenge-
fasst.  

Auswirkungen des Urteils auf EEG-Anlagen: Es gibt keine direkten Aus-
wirkungen auf Anlagenbetreiber. Die EEG-Regelungen sind rechtmäßig 
zustande gekommen und gelten auch weiterhin. 

Auswirkungen auf Eigenversorger: Da die Eigenversorgung erst 2014 in 
die EEG-Umlage einbezogen wurde, hat das Urteil keine Auswirkungen. 
Die bestehenden Regelungen gelten fort. 

Rückzahlungsansprüche für Unternehmen in der Besonderen Aus-
gleichsregelung (BesAR): Einige Unternehmen mussten aufgrund einer 
Entscheidung der Kommission für die Jahre 2013 und 2014 Rückzah-
lungen leisten. Da der EuGH diese Entscheidung für nichtig erklärt hat, 
sollte eine Rückzahlung geprüft werden. 

Geltung des Urteils auch für das EEG 2014 und 2017 und das KWKG: 
Formal gilt es nur für das EEG 2012. Gegen die Genehmigung des EEG 
2014 und 2017 hat die Bundesregierung auch nicht geklagt. Da sich 
der Umlagemechanismus im Grundsatz nicht geändert habe, sieht die 
Stiftung eine Übertragbarkeit. Zwar sind die Netzbetreiber mittlerweile 
verpflichtet, die EEG-Umlage zu erheben, unklar sei aber, ob die Gelder 
damit "ständig unter staatlicher Kontrolle und somit den öffentlichen 
Stellen zur Verfügung standen" (Rn. 72). Wird dies verneint, handelt es 
sich nicht um eine Beihilfe. Für die Stiftung erscheint die Beihilfeeigen-
schaft des KWKG nicht gegeben. 

Abschaffung der Ausschreibungen: Dies kann für einen Übergangszeit-
raum möglich sein. Bis zum 30.06.2021 muss die Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EE-RL) in nationales Recht umgesetzt sein. EE-Anlagen 
dürfen dann nur noch gefördert werden (Ausnahme Kleinanlagen), 
wenn dies offen, transparent, wettbewerbsfördernd, nichtdiskriminie-
rend und kosteneffizient erfolgt. Dies ist mit Ausschreibungen sicher 
der Fall. 

Wiedereinführung der Einspeisevergütung: Dies ist nach Umsetzung der 
EE-RL, außer für Kleinanlagen, nicht möglich. 

Sie finden das Papier der Stiftung Umweltenergierecht hier. (Bo, JSch, 
Fl) 

 

 
 

PV räumt bei gemeinsamer Ausschreibung erneut 
ab 

Wind ohne Chance  Keine Überraschung gab es bei der ersten gemeinsamen Ausschreibung 
von Wind an Land und Photovoltaik in diesem Jahr: Da kein einziges 

https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2019/04/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBericht_41_EEG-keine-Beihilfe_2019_04_04-1.pdf
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Windgebot einging, entfielen alle Zuschläge, wie auch in der vergange-
nen Runde, auf die PV. Der mengengewichtete durchschnittliche Zu-
schlagswert lag bei 5,66 Cent/kWh. Damit war er höher als in der vor-
herigen Runde (5,27 Cent), lag aber deutlich unter dem Wert der letz-
ten PV-Ausschreibung (6,59 Cent). 

Die Ausschreibung war von einem hohen Wettbewerb gekennzeichnet: 
Die Menge von 200 MW war rund dreieinhalbfach überzeichnet. Regio-
nal betrachtet verteilten sich die Zuschläge wie folgt: Sachsen-Anhalt 
(59 MW) und Brandenburg (59 MW) mit jeweils fünf erfolgreichen Ge-
boten sowie Schleswig-Holstein (48 MW) und Hessen (10 MW) mit je 
drei Geboten. Die verbleibenden zwei Zuschläge (33 MW) gingen nach 
Mecklenburg-Vorpommern. 

Weitere Infos finden Sie hier. (Bo) 

 

 
 

Biomasseausschreibung erneut mit geringem 
Wettbewerb 

Lediglich 18 Zuschläge Wie in den vergangenen beiden Runden blieb das Wettbewerbsniveau 
bei der Biomasseausschreibung sehr gering. Von den ausgeschriebenen 
133 MW konnten nur 25 MW an 18 Bieter vergeben werden. Das ei-
gentliche Volumen hätte nur 75 MW betragen, doch wurde es wegen 
der zu geringen Zahl an Zuschlägen in den letzten beiden Runden er-
höht. In der nächsten Runde wird das Volumen nun weiter anwach-
sen. Zwei Gebote mussten ausgeschlossen werden.  

Es wurden auch zwei Neuanlagen mit einem Volumen von 3 MW bezu-
schlagt. Die im Gebotspreisverfahren ermittelten Zuschlagswerte lagen 
zwischen 9,53 ct/kWh und 16,56 ct/kWh. Dies war auch der Höchst-
wert für Gebote. Der mengengewichtete durchschnittliche Zuschlags-
wert lag bei 12,34 Cent/kWh. Weitere Infos finden Sie hier. (Bo) 

 

 
 

Netzentgelte für Industriekunden gestiegen 

Stromnetzentgeltevergleich 
des VEA veröffentlicht 

Der Bundesverband der Energieabnehmer (VEA) hat seinen jährlichen 
Preisvergleich der Stromnetzentgelte vorgelegt. Danach sind die Ent-
gelte im Vergleich zu 2018 in der Mittel- und Niederspannung im 
Schnitt um mehr als 9 Prozent gestiegen. Die großen regionalen Preis-
unterschiede bleiben bestehen. Die Netzentgelte für Industriekunden 
waren im Vorjahr leicht zurückgegangen. Gegenüber 2018 sind die 
Netzentgelte für 2019 nun aber deutlich angestiegen. In der Mit-
telspannung sind die Entgelte im Durchschnitt um 0,36 ct/kWh und da-

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2019/20190418_Ausschreibungen.html?nn=265778
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/Ausschreibungen/Biomasse/BeendeteAusschreibungen/BeendeteAusschreibungen_node.html;jsessionid=72286F43EAFB64E9E1AA1C72FFC4AEFA
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mit 9,2 Prozent gestiegen. In der Niederspannung fällt die durch-
schnittliche Steigerung 0,64 ct/kWh bzw. 9,7 Prozent noch etwas deut-
licher aus. 

Auffällig bleibt die große regionale Spreizung der Netzentgelte. So lie-
gen die Netzentgelte für mittelständische Sondervertragskunden bei 
den zehn teuersten Netzbetreibern im Durchschnitt bei 7,20 ct/kWh 
auf Mittelspannungsebene und bei 13,77 ct/kWh auf Niederspan-
nungsebene. Demgegenüber betragen die Netzentgelte für diese Letzt-
verbraucher bei den zehn günstigsten Netzbetreibern im Durchschnitt 
2,30 ct/kWh auf Mittelspannungsebene und 4,17 ct/kWh auf Nieder-
spannungsebene. Allgemein ist das Entgeltniveau im Westen und Süd-
westen günstiger als im Rest von Deutschland.  

In den Netzentgeltevergleich des VEA gehen die Entgelte von 813 
Netzbetreibern für leistungsgemessene Kunden ein. Verglichen werden 
15 Abnahmefälle in der Mittelspannung und drei Abnahmefälle in der 
Niederspannung. Weitere Informationen finden Sie auf der Internet-
seite des VEA (www.vea.de). (Fl) 

 

 
 

Einen Schritt voran: Netzentwicklungsplan 
Strom 2030 

Übertragungsnetzbetreiber 
legen 2. Entwurf vor  

Die Übertragungsnetzbetreiber haben den auf Grundlage der durchge-
führten Konsultation weiterentwickelten Entwurf des Netzentwick-
lungsplans (NEP 2030) der Bundesnetzagentur überreicht. In Ergänzung 
zum 1. Entwurf erfolgte eine Prüfung hinsichtlich der zwischenzeitlich 
getroffenen Empfehlung der Kommission WSB zum Ausstieg aus der 
Kohleverstromung. 

Den 1. Entwurf der 2019er Fassung des Netzentwicklungsplans Strom 
2030 hatten die Übertragungsnetzbetreiber Anfang Februar zur Kon-
sultation gestellt. Eine wesentliche Änderung gegenüber den Vorjahren 
war die Berücksichtigung des Erneuerbare-Energien-Ziels von 65 Pro-
zent bis 2030. Im Ergebnis sahen die Übertragungsnetzbetreiber einen 
deutlich höheren Bedarf an Netzneubau- und Netzverstärkungsmaß-
nahmen. Der zweite Entwurf sieht hier keine wesentlichen Änderungen 
vor. 

Im Rahmen der Konsultation sind 906 Stellungnahmen bei den Über-
tragungsnetzbetreibern eingegangen, deutlich weniger als in den Vor-
jahren. Die Stellungnahmen bezogen sich größtenteils auf einzelne 
Vorhaben. Darüber hinaus erfolgt zur Berücksichtigung der Ergebnisse 
der Kommission "Wachstum, Strukturwandel, Beschäftigung" eine Sen-
sitivitätsanalyse für das Jahr 2035. Dabei erwies sich der für das mitt-

http://www.vea.de/


 
05 | 14 
07.05.2019 

 

lere Szenario B 2035 identifizierte Netzausbaubedarf als robust. Zu-
sätzlich erfolgte eine Bewertung der Systemstabilität basierend auf 
dem Szenario B 2035. Danach besteht ein erheblicher Bedarf an Blind-
leistungskompensationsanlagen. Insbesondere dadurch steigen die er-
warteten Investitionskosten für die Onshore-Maßnahmen von 52 Mrd. 
Euro auf 61 Mrd. Euro. 

Der 2. Entwurf wird gemeinsam mit dem Umweltbericht im Sommer 
2019 von der BNetzA noch einmal zur Konsultation gestellt. Die Bestä-
tigung des NEP soll dann bis Ende des Jahres folgen. Die Unterlagen 
zum 2. Entwurf des Netzentwicklungsplan 2030 (Version 2019) sind 
hier abrufbar. (Fl) 

 

 
 

Novelle des NABEG abgeschlossen 

Einzelne Verbesserungen zur 
Beschleunigung der Plan- 
und Genehmigungsverfahren 

Die Novelle des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes (NABEG) ein-
schließlich der enthaltenen Änderungen des EEG und des KWKG ist ab-
geschlossen. Zuvor hatte der Bundesrat keine weiteren Einwände erho-
ben und damit die Anrufung des Vermittlungsausschusses vermieden. 
Zuvor erfolgte eine Verständigung mit der Bundesregierung, dass eine 
im Bundestag beschlossene Einschränkung der Netzentgeltbefreiung 
für Power-to-Gas-Anlagen zeitnah wieder geändert werden soll. 

Mit dem Ziel der Beschleunigung des Netzausbaus insbesondere auf 
Übertragungsnetzebene wird die Möglichkeit eines vorzeitigen Baube-
ginns eingeführt. Die ist möglich, wenn eine Genehmigung der anderen 
Bauabschnitte absehbar ist. Planungs- und Genehmigungsschritte, die 
bislang hintereinander erfolgen müssen, können in diesen Fällen zeit-
lich überlappend verlaufen. Zudem wird bei Trassen- oder Trassenkorri-
doridentität (z. B. Ertüchtigung der Leiterseile, Ersatz- und Parallelneu-
bau) auf die Verpflichtung zur Durchführung der Bundesfachplanung 
für länderübergreifende Vorhaben verzichtet. An die Stelle der Bundes-
fachplanung rückt dann das Planfeststellungsverfahren. 

Zur Vermeidung von Doppelplanungen wird die Mitgenehmigung von 
Leerrohren bei Erdkabeln ermöglicht, wenn weiterer Zubaubedarf zu ei-
nem späteren Zeitpunkt zu erwarten ist. Wenn die Leerrohre nicht zur 
Aufnahme von Stromleitungen gebraucht werden, sollen sie für andere 
Infrastrukturen zur Verfügung stehen können. Für den SuedOstLink 
wird der Bedarf an Leerrohren bereits im Gesetz festgestellt. 

Ein lang diskutiertes Thema waren die Entschädigungsregelungen. Hier 
ist eine Harmonisierung der Entschädigungspraxis und Einführung ei-
nes geordneten Entschädigungsverfahrens für betroffene Grundstücks-
eigentümer sowie die Anhebung des Beschleunigungszusatzes be-
schlossen worden. Bei der Aufwandspauschale werden auch Nutzungs-

https://www.netzentwicklungsplan.de/de/netzentwicklungsplaene/netzentwicklungsplan-2030-2019
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berechtigte (z. B. Pächter) einbezogen. Die Forderung nach einer jährli-
chen Entschädigung der Grundstückseigentümer wurde nicht aufge-
griffen.  

Für eine Reihe von Netzvorhaben wird die Notwendigkeit einer Plan-
feststellung festgesetzt, u. a. für Anbindungsleitungen von LNG-Anla-
gen. Für weitere Anlagen wird die Möglichkeit auf Antrag des Vorha-
benträgers ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen ergänzt. Ziel-
setzung ist eine Beschleunigung der Genehmigungsverfahren durch die 
Konzentrationswirkung der Planfeststellung. Planfeststellungsfähig 
werden auch Energiekopplungsanlagen und Großspeicheranlagen mit 
einer Nennleistung ab 50 MW (§ 43 Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 und 8 
EnWG). 

Neben den gesetzlichen Änderungen hat der Bundestag eine Entschlie-
ßung angenommen, die zusätzliche Handlungsempfehlungen enthält. 
Dazu zählt die Einrichtung eines Internet-Artenschutzportals. Bis zum 
4. Quartal 2019 soll die Bundesregierung dem Bundestag über den 
Stand des Konzeptes und den Zeitplan zur Umsetzung berichten. 

Aus Sicht des DIHK sind die mit der NABEG-Novelle umgesetzten Än-
derungen durchaus geeignet, den Netzausbau zu beschleunigen. Ange-
sichts der Dringlichkeit des Ausbaus bleiben die Beschleunigungsmaß-
nahmen aber hinter den tatsächlichen Erfordernissen zurück. Wichtig 
bleibt zudem die politische Unterstützung auf Bundes-, Länder und re-
gionaler Ebene für den Netzausbau. (Fl) 

 

 
 

Plattform Zukunft der Mobilität: Erste Ergeb-
nisse zu Klimaschutz und Ladeinfrastruktur 

Kernmaßnahme für Klima-
schutz: Mehr Elektroautos 

Die Plattform Zukunft der Mobilität hat Ende März erste Ergebnisse 
veröffentlicht. Im Vordergrund steht der Zwischenbericht der AG1 (Ver-
kehrskommission) mit den Empfehlungen für 40 Prozent weniger CO2-
Emissionen im Verkehr bis 2030. Daneben hat die AG 5 (Sektorkopp-
lung) ein Sofortpaket zur Ladeinfrastruktur vorgelegt.   

Zwischenbericht der Verkehrskommission 

Die AG 1 (Klimaschutz im Verkehr bzw. Verkehrskommission) hat der 
Bundesregierung folgende Maßnahmen empfohlen, um das Sektorziel 
einer CO2-Reduktion um 40 - 42 Prozent auf maximal 98 Mio. t bis 
2030 zu erreichen: 

Klimaschutz soll generell als Chance verstanden werden. Der Wandel in 
der Mobilität soll nicht dazu führen, dass diese beschränkt wird. Das 
Referenzszenario des Verkehrsministeriums geht davon aus, dass die 
CO2-Emissionen bis 2030 mit aktuellem Maßnahmenstand auf 150 
Mio. t CO2 sinken. Für die Erreichung des Klimaschutzziels im Verkehr 
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bleibt somit eine Minderungslücke von weiteren 52 bis 55 Millionen t 
CO2-Äq. Die AG 1 hat darauf aufbauend insgesamt sechs Handlungs-
felder identifiziert, die ein hohes Potenzial zur Reduzierung der Emissi-
onen aufweisen: 

− Im Handlungsfeld Antriebswechsel wurde ein Anteil von 7 bis 10,5 
Millionen E-Pkw im Bestand diskutiert sowie der Einsatz von Lkw 
mit alternativen Antrieben und eine massive Elektrifizierung klei-
nerer Lkw und Busse sowie der Wechsel auf weitere Antriebsarten 
in allen Fahrzeugsegmenten (Gas, LNG, H2). Gegenüber dem Refe-
renzszenario besteht hier ein CO2-Minderungspotenzial von 9 bis 
maximal 41 Mio. t CO2. Damit hat der Antriebswechsel bei Pkw 
und v. a. bei Lkw das größte Potenzial. 

− Im Handlungsfeld Effizienzsteigerung bei verbrennungsmotori-
schen Pkw, LNF und Lkw wird ein Potenzial von bis zu 30 % ge-
genüber 2015 gesehen. Damit wären 3 - 19 Mio. t zusätzlich bis 
2030 möglich. In diesem Handlungsfeld wird auch das medial ein-
schlägige Tempolimit diskutiert. 

− Der Zielkorridor der regenerativen Kraftstoffe beträgt für Biokraft-
stoffe der zweiten Generation 1,8 bis 16 % und bei strombasier-
ten Kraftstoffen 2,1 bis 8,4 % bezogen auf den gesamten End-
energiebedarf des Verkehrssektors. Das Potenzial biogener und 
synthetischer treibhausgasneutraler Kraftstoffe zur CO2-Minde-
rung wird mit minus 3,5 bis 21 Mio. t bewertet. Der Minuswert 
ergäbe sich aus einem Rückgang bei der Menge von aktuellen Bi-
okraftstoffen. 

− Das Handlungsfeld 4 (Modal Split Personenverkehr) sieht als obe-
ren Zielkorridor einen Anteil von 12 % Schiene, 8 % Bus, U- und 
Straßenbahnen sowie 9 % Rad- und Fußverkehr an der Personen-
verkehrsleistung – dies entspricht einer Steigerung der Personen-
verkehrsleistung von 53 % beim Schienenpersonenverkehr (SPV), 
von 17 % bei Bus, U- und Straßenbahn und von 45 % beim Fuß- 
und Radverkehr gegenüber 2015. Hier wurde das Potenzial auf 7 
bis 10 Mio. t eingegrenzt. 

− Das Potenzial des Schienengüterverkehrs (SGV) wird mit einem 
Anteil von bis zu 25 % und das der Binnenschifffahrt mit einem 
Anteil von bis zu 9,5 % an der Transportleistung im Güterverkehr 
taxiert, dies entspricht einer Steigerung der Güterverkehrsleistung 
gegenüber 2015 von 70 % bei der Schiene beziehungsweise 50 % 
beim Binnenschiff. Selbst diese erheblichen Zuwächse ergeben ein 
vergleichsweise mäßiges zusätzliches Minderungspotenzial von 
2,5 - 4,5 Mio. t. 
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− Das Thema Digitalisierung findet Eingang in weite Teile des Le-
bensablaufes (zum Beispiel Smart Parking, Automatisiertes Fah-
ren, Steigerung des Anteils von Homeoffice). Das Potenzial be-
trägt laut Bericht 4,2 - 6 Mio. t zusätzlich. 

Mit den kompromissfähigen Maßnahmen ist laut Bericht eine Reduzie-
rung von 29 bis 39 Millionen t CO2-Äq erzielbar. Da zu weiteren Punk-
ten innerhalb der AG kein Kompromiss erzielt werden konnte, verbleibt 
eine Lücke von 16 - 26 Mio. Tonnen CO2. Um diese zu schließen, wird 
u. a. die Einführung einer zusätzlichen CO2-Bepreisung als Option be-
nannt, der allerdings in allen Non-ETS Sektoren geprüft werden soll. 
Dies würde angesichts der hohen CO2-Vermeidungskosten im Ver-
kehrssektor einen hohen CO2-Preis nach sich ziehen. Weiterhin zur 
Diskussion stand die Einführung eines Bonus-Malus-Systems beim 
Fahrzeugkauf, eine Quote für Elektrofahrzeuge sowie ein stärkeres En-
gagement beim Thema regenerative Kraftstoffe. Der Bericht weist auch 
darauf hin, dass "für den notwendigen Infrastrukturausbau im Ver-
kehrssektor […] bereits jetzt dringend Investitionen (zum Beispiel 
Schiene, Wasserstoffinfrastrukturen, Stromnetze, Produktionskapazitä-
ten etc.) angeschoben werden" müssen. 

Zur Einordnung des Ambitionsniveaus ist zu erwähnen, dass das Sek-
torziel 2030 ambitionierter ist, als es selbst ein 95-Prozent-Ziel nötig 
machen würde. Daher gibt es innerhalb der NPM insbesondere aus in-
dustriepolitischer Perspektive Stimmen, die das Ziel 2030 noch einmal 
zur Debatte stellen wollen. 

Berichte der AG 5 Sektorkopplung 

Des Weiteren hat die AG 5 Sektorkopplung ebenfalls zwei Berichte vor-
gelegt u. a. folgende Maßnahmen empfohlen: 

Sofortpaket Ladeinfrastruktur 2019 

− 85 Prozent der Ladevorgänge finden im nicht-öffentlichen Bereich 
(privat oder im Unternehmen) statt. Der Ausbau der privaten Lad-
einfrastruktur soll daher als zentraler Hebel für die E-Mobilität 
beschleunigt werden. 

− Administrative Hürden für das Laden im gewerblichen Bereich sol-
len verringert werden. Empfohlen wird u. a. die Vereinheitlichung 
des Letztverbraucherbegriffs zwischen EnWG und EEG im Sinne 
des EnWG. Auf diese Notwendigkeit hat der DIHK insbesondere im 
Rahmen der Diskussion um das Laden in Unternehmen wie auch 
um das Marktstammdatenregister hingewiesen. Zudem empfiehlt 
die AG 5, die Befristung für den Entfall des geldwerten Vorteils für 
das Laden beim Arbeitgeber zu verlängern. 

− Um den Aufbau privater Ladeinfrastruktur voranzutreiben, emp-
fiehlt die AG, den Genehmigungsprozess durch die Netzbetreiber 
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zu beschleunigen und private Ladeinfrastruktur in Wohn- und Ge-
werbeimmobilien zu fördern. Umfasst sein soll nicht nur die Wall-
box, sondern auch die Ertüchtigung des Netzanschlusses und 
Steuerungs- und Kommunikationsfunktionalität. Entsprechende 
Anreize können die noch einzuführende Ladesäulenverpflichtung 
aus dem Gebäudeenergierecht entlasten. 

− Die Genehmigungen für öffentliche Ladeinfrastruktur sollen ver-
einfacht werden, etwa indem diese als baugenehmigungsfreies 
Vorhaben in die Bauordnungen aufgenommen wird. 

− Die Umsetzung der Eichrechtskonformität und die Anwendbarkeit 
der Preisangabenverordnung in Bezug auf Ladeinfrastruktur sollen 
dagegen noch einmal überprüft werden. Unter der Perspektive von 
Markttransparenz und -Information ist diese Empfehlung eher zu-
rückhaltend zu sehen. 

Red Flag Bericht 10 % EV-Zulassungen 

− Dieser Bericht prüft, ob technische und regulatorische Hürden be-
stehen, falls der EV-Zulassungsanteil sprunghaft auf 10 Prozent 
ansteigt. 

− Bezüglich Strombedarf (0,9 TWh je 350.000 EV) und Netzinfra-
struktur bestehen keine Engpässe. Eine Durchdringung mit Elekt-
rofahrzeugen über 30 Prozent erfordert jedoch in jedem Fall netz-
dienliches Laden. 

− Für die private Ladeinfrastruktur empfiehlt die AG 5 jedoch klar, 
die Duldung von Ladeinfrastruktur und der Leerverrohrung in Ge-
bäuden zügig über das WEG und das Gebäudeenergierecht umzu-
setzen. 

Die Berichte finden Sie hier. (tb) 

 

 
 

Von Fahrverboten keine wesentliche Entlastung 
zu erwarten 

Stellungnahme der  
Leopoldina 

Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina fordert in ihrer 
Stellungnahme zu den Stickstoffdioxidgrenzwerten zusätzliche An-
strengungen, um die Konzentration von Schadstoffen in der Luft weiter 
zu reduzieren. Dazu empfiehlt sie allerdings ein bundesweites Konzept 
zur Luftreinhaltung und Verkehrswende. Kurzfristige und punktuelle 
Maßnahmen wie Fahrverbote bewerten die Autoren als wenig sinnvoll. 

Die Autoren betonen, dass die Schadstoffbelastung der Luft deutlich 
zurückgegangen ist. Trotz der in Deutschland flächendeckend eingehal-
tenen Grenzwerte für Feinstaub bewerten die Autoren die vorherr-

https://www.plattform-zukunft-mobilitaet.de/berichte/
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schende Belastung durch diesen Luftschadstoff als deutlich gesund-
heitsschädlicher als durch die derzeitige Konzentration von Stickstoff-
dioxid (NO2). Die Jahresmittelwerte für NO2 werden an zahlreichen 
Messstationen in Deutschland überschritten, weshalb in vielen Städten 
Fahrverbote für bestimmte Diesel-Pkw drohen. Hier sprechen die Auto-
ren von einer "juristischen Verpflichtung", wirksame Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen. Durch die Flottenmodernisierung werde die NO2-Belas-
tung so weit zurückgehen, dass die NO2Grenzwerte binnen fünf Jahren 
bundesweit eingehalten werden. 

Zum Thema der wissenschaftlich begründeten Grenzwerte stellen die 
Autoren fest: "Weder für Stickstoffdioxid noch für Feinstaub ist eine 
exakte Grenzziehung zwischen gefährlich und ungefährlich im Sinne 
eines Schwellenwerts möglich." Die deutschlandweit 650 Messstatio-
nen seien genormt und ihr Aufstellungsort gesetzlich geregelt. Inner-
halb des gesetzlichen Spielraums können sich jedoch "die Messergeb-
nisse je nach Ort der Probenahme deutlich unterscheiden". Eine Har-
monisierung der Messtechniken und Aufstellungsbedingungen sei des-
halb wünschenswert. 

Die derzeit vor Gericht eingeklagten Fahrverbote halten die Wissen-
schaftler für wenig sinnvoll: "Zu den gesundheitlich wenig sinnvollen 
Maßnahmen zählen kleinräumige und kurzfristige Beschränkungen, die 
sich gegen einzelne Verursacher von Stickstoffdioxid-Belastungen rich-
ten. Dies gilt unter anderem für Straßensperrungen und isolierte Fahr-
verbote, die zu einer Verkehrsverlagerung in andere Stadtgebiete füh-
ren." Stattdessen fordern sie "eine bundesweite, ressortübergreifende 
Strategie zur Luftreinhaltung, die neben Stickstoffoxiden und Feinstaub 
weitere Schadstoffe und Treibhausgase aus allen Quellen berücksich-
tigt." Aufgrund der Gesundheitsgefahren von Feinstaub und den Zielen 
des Klimaschutzes setzen sich die Autoren hier für weitergehende An-
strengungen ein. 

Die Autoren empfehlen einen Mix aus kurz- bis mittelfristigen Maß-
nahmen: Zu den kurzfristigen Maßnahmen gehörten die Software-Up-
dates, Hardware-Nachrüstungen von Bussen und Kommunalfahrzeugen 
sowie eine beschleunigte Reduktion der Gesamtfahrleistung im Ver-
kehr. Hierzu setzen sich die Autoren für eine ausgewogene Änderungen 
des Steuer- und Abgabensystems sowie höhere Treibstoffpreise ein. 
Mittelfristig raten sie zu mehr emissionsarmen öffentlichen Verkehr, ei-
ner besseren Verkehrslenkung zur Senkung des Treibstoffverbrauchs 
und dem konsequenten Austausch älterer Fahrzeuge durch emissions-
arme Modelle. 

Die Stellungnahme wurde auf Bitten von Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel erstellt. Hintergrund ist die breite Diskussion in der Öffentlichkeit 
darüber, wie diese Grenzwerte ermittelt und festgelegt werden und wie 
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angemessen das Verhältnis von Aufwand und Nutzen für den Gesund-
heitsschutz ist. Der interdisziplinären Arbeitsgruppe gehören 20 Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler verschiedener Fachgebiete an. 

Alle Unterlagen der Leopoldina finden Sie hier. (HAD) 

 

 
 

Umweltbundesamt (UBA) veröffentlicht Studie 
zu „Ökonomischen Instrumenten in der Luftrein-
haltung“ 

Stickstoffoxid im Zentrum 
der Maßnahmen 

Während in Deutschland vorwiegend ordnungspolitische Eingriffe den 
Diskurs der Luftschadstoffe dominieren, werden im Ausland auch eine 
Reihe von Instrumenten zur Minderung von Luftschadstoffen einge-
setzt. Sie wurden in einer Literaturstudie des UBA näher untersucht. 

In der von adelphi und dem Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft 
e.V. (FÖS) durchgeführten und nun vom UBA veröffentlichten Studie 
wurde im Rahmen eines Projekts untersucht, inwieweit der bestehende 
ordnungsrechtliche Rahmen zur Luftschadstoffbekämpfung durch öko-
nomische Instrumente ergänzt werden kann. Insgesamt wurden 81 In-
strumente auf nationaler, internationaler Ebene identifiziert, nach Typ, 
relevantem Luftschadstoff, der betroffenen Quellgruppe und Hand-
lungsfeldern kategorisiert und einer Literaturrecherche unterzogen. An-
schließend wurden sieben Instrumente (drei nationale und vier interna-
tionale) einer Detailanalyse bezüglich ökologischer und ökonomischer 
Effizienz, Akzeptanz, Verwaltungsaufwand, Auswirkung auf Wettbe-
werbsfähigkeit und weiteren relevanten Kriterien unterzogen. 

Untersucht wurden im Detail die Instrumente: Parkraumbewirtschaf-
tung, Lkw-Maut, schadstoffabhängige Start- und Landeentgelte, Stick-
stoffüberschussabgabe, Steuer auf Stickoxid-Emissionen in Großfeue-
rungsanlagen (Schweden), differenzierte Hafen- und Fahrwassergebüh-
ren (Schweden) und Abwrackprämie (Kanada). Die Pkw-City-Maut ist 
keiner Detailanalyse unterzogen worden. 

Im Ergebnis attestierten die Autoren den meisten Instrumenten eine 
Emissionsreduktion im Kfz-Verkehr. Der am häufigsten adressierte Luft-
schadstoff war Stickstoffoxid. Die Studie finden Sie hier. (HAD) 

 

  

https://www.leopoldina.org/politikberatung/arbeitsgruppen/grenzwerte-der-luftverschmutzung/
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/2019-03-27_texte_35-2019_oekonomische-instrumente-luftreinhaltung.pdf
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LAGA veröffentlicht Vollzugshinweise zur Ge-
werbeabfallverordnung (M 34) 

Orientierung für den Vollzug Die Bund/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) hat die „Mitteilung 
der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 34, Vollzugshin-
weise zur Gewerbeabfallverordnung, Anforderungen an Erzeuger und 
Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen sowie bestimmten Bau- 
und Abbruchabfällen, an Betreiber von Vorbehandlungs- und Aufberei-
tungsanlagen“ (11. Februar 2019) am 9. April 2019 auf der LAGA-
Homepage veröffentlicht. 

Beim Abfallerzeuger erfolgen geringe Änderungen mit einer engen Aus-
legung. Mit erhöhten Vollzugsaktivitäten ist zu rechnen. Abfallerzeuger 
und -besitzer müssen für 2018 die Erfüllung der Getrennthaltung, -be-
förderung und des Recyclings dokumentieren und auf behördliches Ver-
langen vorlegen; bei der Getrenntsammlungspflicht bis zum 31.03.2019 
inklusive eines Sachverständigennachweises. 

Gegenüber der früheren LAGA-Anhörungsversion vom 20.06.2018 erge-
ben sich für die Regelungen der Abfallerzeuger kaum Änderungen. Lei-
der wurde damit auch die teilweise restriktive Vollzugsinterpretation 
weitgehend übernommen. 

Zur Verortung dieser LAGA-Mitteilung: Sie ist nicht rechtsverbindlich, 
sondern eine Orientierung für den Vollzug. Praktisch ist sie deshalb von 
hoher „Verbindlichkeit“. Insofern ist sie (indirekt) sehr wichtig für die 
betroffenen Unternehmen. (AR) 

 

 
 

Beste Aussicht über die Hansestadt Hamburg: 
Der Wanderfalke bei Aurubis 

Plattform „Unternehmen Bio-
logische Vielfalt 2020“ 

100 Meter ragt der Kamin der Anodenschlammverarbeitung bei Aurubis 
in die Höhe. Von dort aus reicht der Blick weit über den Hamburger 
Hafen und die gesamte Stadt. Das weiß auch ein Wanderfalkenpaar zu 
schätzen, das dort seit fünf Jahren sein Revier hat. Auf halber Höhe, 
also bei 50 Metern, hat Aurubis mit Unterstützung von Ornithologen 
und Falknern eine Nisthilfe installiert, die das Wanderfalkenpaar ange-
nommen hat. Erste Bruterfolge gab es 2018. Verwilderte Stadttauben 
sind als Jagdobjekte bei den Raubvögeln begehrt. 

Hamburg ist Sitz der Konzernzentrale der Aurubis Gruppe, einem füh-
renden Hersteller von Nichteisenmetallen und Produzenten und Recyc-
ler von Kupfer. Mitten im Hafen arbeiten mehr als 2.000 Mitarbeiter 
und produzieren unter anderem Kathoden, Draht, Strangguss-Formate 
und Edelmetalle. Und für die Belegschaft ist das Wanderfalkenpaar 
schon fester Bestandteil des Werks geworden. Nicht nur ist die Pflege 

https://www.laga-online.de/documents/m34_vollzugshinweise_gewabfv_endfassung_11022019_inh-red_aenderung_1554388381.pdf
https://www.laga-online.de/documents/m34_vollzugshinweise_gewabfv_endfassung_11022019_inh-red_aenderung_1554388381.pdf
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der Nisthilfe – mit Einsatz eines Krans – Teil des werksweiten War-
tungsprogramms. Die Entwicklung der Tiere ist auch regelmäßig Inhalt 
der Betriebsversammlungen. 
Das Wanderfalkenrevier ist nur eine von mehreren Maßnahmen, die 
Aurubis unternimmt, um einen Beitrag zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt zu leisten. Zur Verfügung stehende Grünflächen werden natur-
nah gestaltet und die Pflege auf das Notwendigste beschränkt. Grün-
dächer und vertikale Gärten mit heimischen Pflanzen an Gebäudefassa-
den wurden angelegt. Aurubis erhält bei allen Maßnahmen professio-
nelle Unterstützung von Experten im Rahmen der Teilnahme am Projekt 
„UnternehmensNatur“ der Stadt Hamburg, der Handelskammer Ham-
burg und des NABU Hamburg. Das Beispiel zeigt: Moderne Industrie-
produktion und Natur müssen sich in einer Großstadt nicht ausschlie-
ßen. Industrielle Bauwerke können sogar seltenen Tieren eine neue Hei-
mat geben. 

Hintergrund: In der EcoPost berichten wir an dieser Stelle zukünftig in 
loser Reihenfolge über Unternehmen, die sich besonders für die Erhal-
tung der biologischen Vielfalt einsetzen. Damit möchte der DIHK auf 
die Plattform „Unternehmen Biologische Vielfalt 2020“ (UBi 2020) auf-
merksam machen, die 2013 vom Bundesumweltministerium gemein-
sam mit dem DIHK und weiteren Wirtschaftsverbänden sowie Natur-
schutzverbänden ins Leben gerufen worden ist. Der DIHK unterstützt 
damit die Bundesregierung bei der Umsetzung der „Nationalen Strate-
gie zur biologischen Vielfalt“. Ziel der Strategie ist eine Trendwende 
beim Verlust von Arten und Lebensräumen. Bei UBi 2020 geht es konk-
ret darum, die deutsche Wirtschaft zu motivieren, sich freiwillig für die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt zu engagieren. Seit 2016 koordiniert 
die DIHK Service GmbH das im Rahmen von UBi 2020 gegründete Kon-
taktnetzwerk der IHKs, HWKs und Länderministerien. Über 100 IHKs 
und HWKs nehmen am Netzwerk teil. Sie informieren ihre Mitgliedsun-
ternehmen über die Bedeutung der biologischen Vielfalt und zeigen 
Handlungsmöglichkeiten für Unternehmen auf. Mehr über UBi 2020 er-
fahren Sie hier. (Mo) 

 

Service 

  Klimaschutztag der Klimaschutz-Unternehmen 

Abwärmenutzung in einem 
Stahlwerk – und vieles mehr  

Am 27. Juni 2019 wird der Klimaschutztag der Initiative Klimaschutz-
Unternehmen e. V. erneut Treffpunkt für Praktiker in Sachen Klima-
schutz und Energieeffizienz. Gastgeber ist die Stahlwerk Georgsmarien-
hütte GmbH. Im Mittelpunkt der Veranstaltung stehen Strategien zur 
CO2-Einsparung für Unternehmen: Wertvolle Praxiserfahrungen und 
neue Lösungsstrategien werden hier vorgestellt. 

https://www.dihk.de/biologischevielfalt/
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Profitieren Sie vom Austausch und den Einblicken in die Erfahrungen 
anderer, und holen Sie sich frische Ideen für Ihre nächsten Projekte. 
Eine inspirierende Keynote zum Thema „Ökoroutine als politisches Kon-
zept – Wege aus der Verantwortungslosigkeit“, den beeindruckenden 
direkten Anblick des „Stahlkochens“ und ein amüsantes Improvisations-
theater runden das Programm ab und machen die Teilnahme am Klima-
schutztag zu einem Gewinn für Sie. 

Weitere Informationen zum Programm und die Anmeldung finden Sie 
hier. (MBe) 

 

 
 

Spotlight: Die EU & Klimawandel, Veranstaltung 
von ICC Germany 

25. Juni 2019, Deutsche Post 
DHL Group in Bonn 

Was heute in Brüssel entschieden wird, hat morgen Auswirkungen auf 
den deutschen Mittelstand: Ende letzten Jahres hat die Europäische 
Kommission ihre Langfriststrategie mit dem Ziel verabschiedet, bis 
2050 eine erfolgreiche, wettbewerbsfähige und klimaneutrale Wirt-
schaft zu schaffen. Die Strategie befasst sich insbesondere mit Investi-
tionen in Technologien und Maßnahmen in der europäischen Industrie 
oder dem Finanzsektor. Dies führt zu verschiedenen Fragen für die 
Wirtschaft: Was bedeutet die Langfriststrategie für Unternehmen? 
Kann gleichzeitig nachhaltiges Wachstum gefördert und die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen sichergestellt werden?  

Diese und weitere Fragen werden auf der Veranstaltung „Spotlight on 
Europe: An Approach to Foster Sustainable Growth and Secure a Com-
petitive Environment for Business” am 25. Juni 10:30 - 13:00 Uhr bei 
der Deutschen Post DHL in Bonn diskutieren. Die Veranstaltung findet 
während der Zwischenverhandlungen zur UN-Klimakonferenz in Bonn 
in englischer Sprache statt (außerhalb der Verhandlungszone, Akkredi-
tierung ist nicht erforderlich).  

Organisiert wird die Veranstaltung von ICC Germany in Kooperation mit 
der Deutschen Post DHL Group, BDI und econsense. Sprecher sind u. a.: 

Key Note: Elina Bardram, DG Climate Action, EU-Kommission;  

Diskussion mit und Beiträge von u.a. Torsten Albig, Vice President Cor-
porate Representation Brussels, Deutsche Post DHL Group; Volker 
Backs, Geschäftsführer Hydro Aluminium Rolled Products GmbH; Björn 
Hannappel, Head of GoGreen, Deutsche Post DHL Group; Dr. Brigitta 
Huckestein, Senior Manager Energy & Climate Policy, BASF SE; Dr. 
Heinz-Gerd Peters, Group Corporate Responsibility, Deutsche Telekom 
AG; Frauke Röser, Founding Partner, NewClimate Institute; Niclas 
Svenningsen, Manager, Global Climate Action, UNFCCC; Dr. Hans-

http://www.klimaschutz-unternehmen.de/klimaschutztag
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Jörn  Weddige, Group Coordinator Energy, Climate and Environment 
Policies, thyssenkrupp AG. 

Auf der Veranstaltung werden Unternehmen ihre Klimaschutzmaßnah-
men vorstellen und über die Auswirkungen der EU-Klimastrategie dis-
kutieren. Es sind noch wenige Plätze frei: Sie können sich über diesen 
Link für die Veranstaltung anmelden. Das detaillierte Programm finden 
Sie hier. (Jacqueline Albers) 

 

Redaktion: Dr. Sebastian Bolay (Bo), Till Bullmann (tb), Julian Schorpp (JSch), Moritz Hundhausen (MH), Jakob 
Flechtner (Fl), Mark Becker (MBe), Hauke Dierks (HAD), Dr. Armin Rockholz (AR), Sophie Heimes (sh), Katharina 
Mohr (Mo), Jacqueline Albers, ICC Germany. 

https://www.iccgermany.de/veranstaltungen/veranstaltung-anmeldung/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=188&tx_news_pi1%5Bveranstaltung%5D=188&cHash=88148ed3586153f8f530d0bf13f76e34
https://www.iccgermany.de/fileadmin/user_upload/Program_Spotlight_on_Europe_250619.pdf

